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liehen Ausstattung darauf ausgerichtet sein, Schwerbe­
hinderte auf Dauer zu beschäftigen.

I .  Wohnstätten im Sinne des §29 Abs. 1 Nr. 7:
Sie müssen hinsichtlich ihrer baulichen Gestaltung, 
Wohnflächenbemessung und Ausstattung den besonderen 
Bedürfnissen der Behinderten entsprechen. Die Auf­
nahme von Behinderten, die nicht im Arbeits- oder Be­
rufsleben stehen, schließt eine Förderung entsprechend 
dem Anteil der im Arbeits- oder Berufsleben stehenden 
Schwerbehinderten nicht aus. Der Verbleib von Schwer­
behinderten, die nicht mehr im Arbeits- oder Berufsleben 
stehen, insbesondere von Schwerbehinderten nach dem 
Ausscheiden aus einer Werkstatt für Behinderte, be­
einträchtigt nicht die zweckentsprechende Verwendung 
der eingesetzten Mittel.

8. Einrichtungen im Sinne des § 29 Abs. 1 Nr. 8:
Sie müssen nach ihrer personellen, räumlichen und säch­
lichen Ausstattung darauf ausgerichtet sein, Schwerbe­
hinderte aufzunehmen, die wegen Art oder Schwere der 
Behinderung sonst übliche Erholungsmöglichkeiten in zu­
mutbarer Weise nicht nutzen können. Nummer 6 Satz 2 
findet Anwendung.

§ 31
Förderungsgrundsätze

(1) Leistungen sollen nur erbracht werden, wenn sich der 
Träger der Einrichtung in einem angemessenen Verhältnis 
an den Gesamtkosten beteiligt und alle anderen Finanzie­
rungsmöglichkeiten aus Mitteln der öffentlichen Hände und 
aus privaten Mitteln in zumutbarer Weise in Anspruch ge­
nommen worden sind.

(2) Leistungen dürfen nur erbracht werden, soweit Lei­
stungen für denselben Zweck nicht von anderer Seite zu er­
bringen sind oder erbracht werden. Werden Einrichtungen 
aus Haushaltsmitteln des Landes oder anderer öffentlicher 
Hände gefördert, ist eine Förderung aus Mitteln der Aus­
gleichsabgabe nur zulässig, wenn der Förderungszweck sonst 
nicht erreicht werden kann.

(3) Leistungen können nur erbracht werden, wenn ein Be­
darf an entsprechenden Einrichtungen festgestellt und die 
Deckung der Kosten des laufenden Betriebs gesichert ist.

(4) Eine Nachfinanzierung aus Mitteln der Ausgleichs­
abgabe ist nur zulässig, wenn eine Förderung durch die 
gleiche Stelle vorangegangen ist.

§32
Art und Höhe der Leistungen

;i) Leistungen können als Zuschüsse oder Darlehen er­
bracht werden. Zuschüsse sind auch Zinszuschüsse zur Ver­
billigung von Fremdmitteln.

(2) Art und Höhe der Leistung bestimmen sich nach den 
Umständen des Einzelfalls, insbesondere nach dem Anteil 
der Schwerbehinderten an der Gesamtzahl des aufzunehmen­
den Personenkreises, nach der wirtschaftlichen Situation der 
Einrichtung und ihres Trägers sowie nach Bedeutung und 
Dringlichkeit der beabsichtigten Rehabilitationsmaßnah­
men.

§33
Tilgung und Verzinsung von Darlehen

(1) Darlehen nach § 32 sollen jährlich mit 2 vom Hundert 
getilgt und mit 2 vom Hundert verzinst werden; bei Ausstat­
tungsinvestitionen beträgt die Tilgung 10 vom Hundert. Die 
durch die fortschreitende Tilgung ersparten Zinsen wachsen 
den Tilgungsbeträgen zu.

(2) Von der Tilgung und Verzinsung von Darlehen kann 
bis zum Ablauf von zwei Jahren nach Inbetriebnahme abge­
sehen werden.

Dritter Abschnitt

Ausgleichsfonds

1. Unterabschnitt 
Gestaltung des Ausgleichsfonds

§ 34 
Rechtsform

Der Ausgleichsfonds für überregionale Maßnahmen zur 
Eingliederung Schwerbehinderter in Arbeit, Beruf und Ge­
sellschaft (Ausgleichsfonds) ist ein nicht rechtsfähiges Son­
dervermögen des Landes mit eigener Wirtschafts- und Rech­
nungsführung. Er ist von den übrigen Vermögen des Landes, 
seinen Rechten und Verbindlichkeiten getrennt zu halten. Für 
Verbindlichkeiten, die der Minister für Arbeit und Soziales 
als Verwalter des Ausgleichsfonds eingeht, haftet nur der 
Ausgleichsfonds; der Ausgleichsfonds haftet nicht für die 
sonstigen Verbindlichkeiten des Landes.

§35
Weiterleitung der Mittel an den Ausgleichsfonds

(1) Die Hauptfürsorgestellen haben bis zum 31. Januar das 
Aufkommen an Ausgleichsabgabe für das vorangegangene 
Rechnungsjahr dem Minister für Arbeit und Soziales mitzu­
teilen und den dem Ausgleichsfonds zuzuführenden Anteil 
zu überweisen. Der Mitteilung ist das Aufkommen an Aus­
gleichsabgabe zugrunde zu legen, das bis zum 31. Dezember 
tatsächlich an die Hauptfürsorgestellen abgeführt worden 
ist.

(2) Die Hauptfürsorgestellen haben zum 30. Juni eines jeden 
Jahres Abschlagszahlungen in Höhe von 45 vom Hundert der 
bis zum 31. Mai eingegangenen Beträge, zum 30. November 
eines jeden Jahres Abschlagszahlungen in Höhe von 45 vom 
Hundert der zwischen dem 1. Juni und 31. Oktober einge­
gangenen Beträge zu leisten.

§36
Anwendung der Vorschriften der Haushaltsordnung

Für den Ausgleichsfonds gelten die Haushaltsordnung so­
wie die zu ihrer Ergänzung und Durchführung erlassenen 
Vorschriften entsprechend, soweit die Vorschriften dieser 
Verordnung nichts anderes bestimmen.

§37
Aufstellung eines Wirtschaftsplans

(1) Für jedes Kalenderjahr (Wirtschaftsjahr) ist ein Wirt­
schaftsplan aufzustellen.

(2) Der Wirtschaftsplan enthält alle im Wirtschaftsjahr
1. zu erwartenden Einnahmen,
2. voraussichtlich zu leistenden Ausgaben und
3. voraussichtlich benötigten Verpflichtungsermächtigun­

gen.
Zinsen, Tilgungsbeträge aus Darlehen, zurückgezahlte Zu­
schüsse sowie unverbrauchte Mittel des Vorjahres fließen 
dem Ausgleichsfonds als Einnahme zu.

(3) Der Wirtschaftsplan ist in Einnahmen und Ausgaben 
auszugleichen.

(4) Die Ausgaben sind gegenseitig deckungsfähig.'
(5) Die Ausgaben sind übertragbar.

§ 38
Feststellung des Wirtschaftsplans

Der Minister für Arbeit und Soziales stellt im Benehmen 
mit dem Minister der Finanzen und im Einvernehmen mit


